
gend notwendig«, schrieb Israels Botschafter Jehuda Blum i n 
der >New York Times<, »daß der G e n e r a l s e k r e t ä r die Rolle des 
Wächters und Beschü tze rs der Charta und ihrer Prinzipien über­
nimmt und eine tyrannische Mehrheit an ihre Verpflichtungen 
erinnert.« 
Auch dazu hat Brian Urquhart ein Wort: 
»Eine seiner (des Generalsekretärs) Hauptaufgaben ist, Regierungen bei 
der Lösung ihrer Meinungsverschiedenheiten beizustehen. Wenn er Par­
tei ergreift oder sich in die Arena des Konflikts hinabbegibt, werden sein 
Nutzen und seine Wirksamkeit schwinden. E r darf sich jedoch nicht von 
Opportunitätsgründen leiten lassen, und in vertraulichen Verhandlungen 
mit Regierungen kann er, wenn notwendig, ein offenes Wort sagen und 
eine deutliche Position einnehmen. Noch darf er in Prinzipienfragen 
schweigen. Im Tagesgeschäft jedoch, besonders in öffentlichen Erklärun­
gen, muß er seine Objektivität, Unparteilichkeit und Distanz bewah­
ren.« 5 

Waldheim hat gelegentlich >ein offenes Wort< gesagt. Es ist je­
doch kein Geheimnis, daß dieses offene Wort sich fast immer i n 
Übereins t immung mi t der UNO-Mehrheit befand und einem der 
Parias der Weltorganisation, Südafr ika oder Israel, galt. Viel­
leicht kann das Problem des >offenen Wortes< in Richtung von 
Supermächten, s tändigen Mitgliedern des Sicherheitsrats oder 
Mehrheiten der Generalversammlung — das Problem der mora­
lischen Autor i tä t — nur dadurch gelöst werden, daß der General­

sekre tä r auf eine Wiederwahl verzichtet, vielleicht i m Gegenzug 
für eine etwas längere Amtszeit. Das jedoch ist, nicht nur nach 
UNO-Maßstäben, ein weites Feld . . . Rudi Stajduhar, langjähr i ­
ger Sprecher Waldheims, der den G e n e r a l s e k r e t ä r i n Akt ion ge­
sehen hat wie kaum ein anderer, prophezeit, daß des Österre i ­
chers Bi ld in der Nachwelt klarere und freundlichere Konturen 
annehmen, daß er in die Geschichte »als einer der g roßen Gene­
ra l sekre tä re« eingehen wird . UN-Korrespondenten haben 
Grund, Stajduhars Prognose ernst zu nehmen. Er hat zu oft recht 
behalten. 

Anmerkungen 

Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung der Verfasserin wieder. 
1 Anders als sonst üblich, wird das Veto hier gewissermaßen intern abgegeben. 

Der Sicherheitsrat behandelt »Empfehlungen an die Generalversammlung 
über die Ernennung des Generalsekretärs . . . in nichtöffentlicher Sitzung« 
(Regel 48 seiner Vorläufigen Geschäftsordnung) und gibt nach Abschluß der­
artiger geschlossener Sitzungen ein Kommunique heraus (Regel 55), das 
aber keine Mitteilung über das Wahlverhalten seiner Mitglieder enthält. 
Siehe auch S. 25 f. dieser Ausgabe. 

2 New York Times Magazine v.13.9.1981. 
3 Siehe Anm.2. 
4 Weekly Report v.29.12.1981. 
5 Kurt Waldheim, Building The Future Order, New York-London 1980, Einlei­

tung. 

Vorzeitige Gedanken eines Generalsekretärs 
Dag Hammarskjöld als politischer Entwicklungsökonom KLAUS HÜFNER 

Vor zwanzig Jahren, am 18.September 1961, kam der damalige 
Generalsekretär der Vereinten Nationen, Dag Hammarsk jö ld , 
bei einem Flugzeugabsturz in Afr ika anläßl ich seiner vierten 
Kongo-Reise auf tragische Weise ums Leben. Heute existiert be­
reits eine umfangreiche Literatur über das Leben und Wirken 
des am 29 J u l i 1905 i n Jönköp ing in Südschweden geborenen Dag 
Hammarskjöld. Viel ist über seine Vorstellungen vom internatio­
nalen Beamtentum, von der Rolle seiner Krisendiplomatie in 
den Vereinten Nationen und auch über seine politisch-ideologi­
schen und philosophischen Ideen geschrieben worden 1 . Demge­
genüber gibt es nur wenige Hinweise auf Dag H a m m a r s k j ö l d als 
politischen En twick lungsökonomen 2 — obwohl er seine Kar­
riere eigentlich als Wirtschaftswissenschaftler begann und vor 
seiner Wahl zum Gene ra l s ek re t ä r der Vereinten Nationen viele 
Tätigkeiten in und für Schweden ausübte , wobei er bereits in 
jungen Jahren einen außergewöhnl ichen Ruf als Wirtschaftsex­
perte genoß. 
Im Alter von 23 Jahren erwarb er sein Diplom i n Nat ionalökono­
mie; er ging dann nach Stockholm und war zwischen 1930 und 
1934 Sekre tä r des Regierungsausschusses für Fragen der Ar­
beitslosigkeit. I n dieser Zeit schrieb er auch seine Dissertation 
über >Die Ausweitung des Wirtschaftszyklus<. 1933 wurde er an 
der Universi tät Stockholm promoviert und zum Dozenten für 
Volkswirtschaftslehre ernannt. Er war dann ein Jahr lang Sekre­
tär der Schwedischen Staatsbank und wurde i m Alter von 31 
Jahren zum s tändigen Un te r sek re t ä r i m Finanzministerium er­
nannt. Daneben üb te er zwischen 1941 und 1948 die Tät igkei t des 
Präsidenten des Verwaltungsrats der Schwedischen Staatsbank 
aus. Es war das erste Mal, daß diese beiden Positionen in Perso­
nalunion besetzt wurden. Anfang 1945 wurde er Berater des M i ­
nisterrats für Finanz- und Wirtschaftsprobleme und beschäft igte 
sich insbesondere mi t den finanzpolitischen Problemen Schwe­
dens in der Nachkriegszeit. 1947 wurde er U n t e r s e k r e t ä r i m M i ­
nisterium für Auswär t ige Angelegenheiten und befaßte sich dort 
ebenfalls mi t wirtschaftlichen Problemen. 1949 wurde er zum 
Generalsekretär i m Minis ter ium für Auswär t ige Angelegenhei­
ten ernannt und 1951 mi t dem Titel eines Ministers ohne Porte­
feuille in den Ministerrat berufen. 

In den ersten Nachkriegsjahren war H a m m a r s k j ö l d Delega­

tionsleiter seines Landes in bilateralen Handels- und Finanzver­
handlungen, unter anderem mi t den USA und Großbr i tannien . 
Er vertrat sein Land auch auf der Pariser Konferenz von 1947, 
als es um die Organisation des Marshall-Planes, des Europäi­
schen Wiederaufbauprogrammes (ERP), ging. 1948 war er der 
Hauptvertreter seines Landes auf der Pariser Konferenz, auf der 
die Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenar­
beit (OEEC) gegründe t wurde; er war auch mehrere Jahre lang 
Vizepräsident des Exekutivrates der OEEC. 1949 wurde er zum 
Staa t ssekre tä r , 1951 zum Stellvertretenden Außenmin i s t e r er­
nannt. 
1951/52 war er stellvertretender Leiter der schwedischen Dele­
gation auf der ß .Genera lversammlung der Vereinten Nationen i n 
Paris und 1952/53 Delegationsleiter auf der 7.Generalversamm-
lung in New York. A m 7 A p r i l 1953 wurde Hammarsk jö ld auf 
Empfehlung des Sicherheitsrats durch die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen zum Gene ra l s ek re t ä r ernannt. I m Sep­
tember 1957 wurde er einstimmig auf weitere fünf Jahre wieder­
gewählt . 

Vordenker in Weltwirtschaftsfragen 
I n seine Amtszeit fielen unter anderem die Durchführung der 
Waffenstillstandsabkommen zwischen Israel und den arabi­
schen Staaten; die Aufstellung und Organisation der St re i tkräf te 
der Vereinten Nationen i m Jahre 1956 (UNEF I) zur friedlichen 
Beilegung der Suez-Krise; die Organisation einer Beobachter­
gruppe der Vereinten Nationen i m vom Bürgerkr ieg geschüt te l ­
ten Libanon; die Freilassung der kriegsgefangenen amerikani­
schen Piloten durch die Volksrepublik China, die auf Befehl des 
Kommandos der Vereinten Nationen i n Korea gekämpf t hatten; 
und insbesondere seine Tät igkei t i n der Kongo-Krise, die Auf­
stellung der UN-Strei tkräfte i m Kongo (ONUC) und das Techni­
sche Hilfsprogramm der Vereinten Nationen für den Kongo. 
I m folgenden soll jedoch nicht auf Hammarsk jö ld s Rolle i n die­
sen politischen Krisen n ä h e r eingegangen werden, sondern viel­
mehr seine Tät igkei t als politischer Entwick lungsökonom analy­
siert werden, wie sie sich einerseits in seinen wirtschaftspoliti­
schen Verlautbarungen — vor allem in den Einleitungen des Ge­
ne ra l sek re t ä r s zu den Jahresberichten für die Generalversamm-
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lung und in den Stellungnahmen vor dem Wirtschafts- und Sozi­
alrat (ECOSOC) —, andererseits i n konkreten organisatorischen 
Vorschlägen und M a ß n a h m e n an der Spitze des UNO-Systems, 
d.h. in den UN-Hauptorganen niederschlug. 
Als Dag Hammarsk jö ld i m Früh jah r 1953 i n New York sein A m t 
antrat, gab es i n der Presse zahlreiche Spekulationen über eine 
mögliche Verlagerung des Schwergewichts von politischen zu 
wirtschaftlichen Problemen. Bei der Eröffnung des >Merrill Cen­
ter of Economics< am 28 J u n i 1953 i m Staate New York hatte er 
Gelegenheit, seine Rolle als Gene ra l s ek re t ä r klar zu umrei­
ßen: 
»Unter anderem ist gesagt worden, daß ich als Ökonom wahrscheinlich 
die wirtschaftlichen Aspekte der Arbeit der Vereinten Nationen beson­
ders hervorheben werde — sogar in einem Umfange, der die politischen 
Aktivitäten etwas in den Hintergrund drängen würde. 
Die Kommentatoren hatten recht in der Annahme, daß ich die Bemühun­
gen der Vereinten Nationen im wirtschaftlichen Bereich stärker betonen 
möchte, aber sie hatten unrecht, als sie sagten, daß dies zum Nachteil des 
politischen Ansatzes erfolgen würde, weil ich Ökonom bin. Ich möchte die 
wirtschaftlichen Probleme hervorheben und die außerordentliche Bedeu­
tung, Lösungen für diese Probleme zu finden, aber wenn ich dies tue, so 
handle ich aus politischen Gründen, wobei ich von der Überzeugung gelei­
tet werde, daß die ökonomischen Aspekte der heutigen Unruheherde in 
der Welt außerordentlich wichtig zum Verständnis der politischen 
Schwierigkeiten und zu unserem Versuch sind, eine Welt des Friedens 
und der Freiheit zu schaffen. 

Indem ich die wirtschaftlichen Aspekte der Arbeit der Vereinten Natio­
nen besonders betone, und indem ich dies wegen der politischen Bedeu­
tung dieser ökonomischen Probleme tue, bin ich überzeugt, daß ich die 
richtige Sache aus richtigem Grunde tue.« 3 

Was Dag Hammarsk jö ld hier bereits eher theoretisch-abstrakt 
anklingen ließ, näml ich den engen Zusammenhang von allge­
meinpolitischen, -wirtschaftlichen, -sozialen und -ethischen Pro­
blemen bei der Lösung der Weltprobleme, wurde in seinen ersten 
Jahresberichten für die Generalversammlung und seinen Stel­
lungnahmen vor dem ECOSOC deutlich herausgearbeitet. Es 
handelte sich u m den funktionalistischen Ansatz einer vorbeu­
genden Diplomatie^ mi t der ein Ökonom in dieser einzigartigen 
politischen Position eines Gene ra l s ek re t ä r s der Vereinten Natio­
nen den Versuch unternahm, neben den Sicherheitsrat zur Be­
seitigung entstehender Konflikte zumindest gleichberechtigt 
den ECOSOC zu stellen, der auf der Grundlage des Art ikels 55 
der Charta der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Kon-
fliktursac/ien zus tänd ig ist. Hammarsk jö ld s eigene nationale Er­
fahrungen mi t Problemen der Arbeitslosigkeit gaben ihm die Fä­
higkeit, wirtschaftliche Probleme in einem breiten gesellschafts­
politischen Zusammenhang zu sehen und entsprechende Lö­
sungswege zu suchen. 

Fü r H ammars k j ö l d war der damals gebräuchl iche Begriff »un­
terentwickelte Länder< eine äußer s t unangenehme Bezeichnung 
der bereits u n a b h ä n g i g e n oder kurz vor ihrer Unabhäng igke i t 
stehenden Lände r Afrikas, Asiens und Lateinamerikas. Er wies 
auf die jahrtausendealten Zivilisationen vieler dieser Regionen 
hin und betonte immer wieder, daß es sich um >unterentwickel-
te< Gebiete lediglich i m wirtschaftlichen Sinne handelte 4. 
Als er i m Februar 1956 vor dem >Indian Council of World Af-
fairs< 5 übe r die Ideologie der Vereinten Nationen sprach, war 
i hm klar, daß der Begriff >Ideologie< zu Mißver s t ändn i s sen füh­
ren kann, wenn man an die damals 76 Mitgliedstaaten denkt, die 
sehr unterschiedliche Ideen, Philosophien und Religionen reprä­
sentierten. Er war aber überzeugt , daß für alle etwas Gemeinsa­
mes gilt, was man als UN-Ideologie bezeichnen könn te . Dabei be­
zog er sich auf die b e r ü h m t e n Worte von Paulus übe r die Not­
wendigkeit des Glaubens, Hoffens und der Nächstenl iebe . Er 
meinte, daß Nächstenl iebe in ihrem ursp rüng l i chen Sinne zu 
verstehen sei — als etwas, was ein Bruder einem anderen Bru­
der gegenüber tut; als eine gemeinsame Zusammenarbeit i n ei­
nem wohlverstandenen gemeinsamen Interesse. Hammarsk jö ld 
wollte i n diesem Sinne auch den multilateralen Ansatz i n der 
Entwicklungshilfe des UN-Systems verstanden wissen. Er 
sprach sich dafür aus, soweit wie möglich vom bilateralen An­
satz abzugehen und zu multilateralen Akt iv i tä ten zu gelangen. 
Er betonte immer wieder die Tät igkei t des Teilens i m Namen der 
Solidari tä t — verstanden als eine gemeinsame Notwendigkeit 
i m Interesse und zum Wohle aller Beteiligten, nicht als einen ein­
seitigen A k t der Wohltät igkei t der >Habenden< gegenüber den 
>Nicht-Habenden<. 

Westlicher Widerstand 

Zur Frage, was unter >Industrialisierung< i n den Entwicklungs­
ländern zu verstehen sei, hatte Hammarsk jö ld bereits 1956 Vor­
stellungen entwickelt, die erst i n den siebziger Jahren wieder i m 
Konzept des »integrierten Ansatzes< auftauchten: 
»Industrialisierung ist nicht nur einfach ein Hilfsmittel, das von einer Ge­
sellschaft auf eine andere übertragen werden kann. Es ist auch eine Le­
bensart mit Bedeutungen, die über die ökonomische Sphäre hinausgehen, 
und mit einem Potential sowohl zum Schaden als auch zum Guten. Daher 
muß besondere Sorgfalt den sozialen Aspekten des Industrialisierungs­
prozesses gewidmet werden — den Fragen des Wohnens, der Arbeit, der 
Wanderungen, der sozialen Dienste, der Bildung und der verschiedenen 
anderen sozialen Probleme, die besonders vordringlich werden während 
der Übergangsphase von einem Wirtschaftstyp zu einem anderen.«" 

Die i m folgenden wiedergegebenen Auszüge aus den Reden Dag 
Hammarsk jö ld s m ü s s e n vor dem Hintergrund der damaligen Si-

Alle Mitgliedstaaten der Ver­
einten Nationen werden in ei­
ner Botschaft des Weltverban­
des der Gesellschaften für die 
Vereinten Nationen (WFUNA) 
aufgefordert, die Arbeit der Ge­
sellschaften für die Vereinten 
Nationen in ihren Ländern zu 
unterstützen bzw. die Grün­
dung solcher Gesellschaften zu 
fördern. Eine entsprechende 
Botschaft des 28. WFUNA-
Kongresses wurde dem Präsi­
denten der 36. UN-Generalver­
sammlung, Ismat T. Kittani 
(rechts im Bild), von WFUNA-
Präsident Sidney Willner und 
der Vertreterin der WFUNA am 
Sitz der Vereinten Nationen, 
Annabelle Wiener, überreicht. 
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tuation gesehen und interpretiert werden. U m 1953 existierten 
nur ansatzweise ökonomische Aktivi tä ten, die von den UNO-
Hauptorganen, insbesondere vom ECOSOC ausgingen; die west­
lichen Industriestaaten, angeführ t von den Vereinigten Staaten 
und Großbr i tannien , vertrauten den von ihnen auch politisch 
kontrollierten Sonderorganisationen, insbesondere dem Allge­
meinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT), der Weltbank 
(IBRD) und dem Internationalen Währungs fonds (IMF). Das 
UN-Programm für Technische Hilfe war dementsprechend rela­
tiv bescheiden ausgestattet, stellte aber den >Schlüssel< dar für 
eine von Hammarsk jö ld mittelfristig beabsichtigte Expansion, 
Konzentration und Kontrolle der multilateralen Entwicklungs­
hilfe-Maßnahmen durch ein Hauptorgan der UNO, näml ich den 
ECOSOC. 

In der Einführung des Gene ra l s ek re t ä r s zum 8Jahresbericht 
über die Arbei t der Organisation der Vereinten Nationen vom 
15Juli 1953 ging Hammarsk jö ld erstmals auf Probleme der wir t ­
schaftlichen Entwicklung ein. Er führte aus, daß aus der Vielzahl 
der UN-Programme i m wirtschaftlichen und sozialen Bereich 
keines bedeutender und kos tengüns t ige r als das Programm der 
Technischen Hilfe sei, i n dem es vor allem u m das »shar ing of 
skills«, das heißt die gemeinsame Teilhabe an vorhandenen Fer­
tigkeiten geht. Er hob hervor, daß bei der gegenwär t igen Rate 
des wirtschaftlichen Wachstums die Lücke zwischen dem Le­
bensstandard in den hochindustrialisierten Staaten, i n denen 
eine Minderheit der Völker der Welt lebt, und den weniger ent­
wickelten Gebieten, i n denen eine Mehrheit der Menschheit 
noch immer gegen A r m u t kämpft , weiter wachsen wird , anstatt 
geringer zu werden. Kri t isch vermerkte er: 

»Die Bemühungen, die bisher von den Regierungen innerhalb und außer­
halb der Vereinten Nationen unternommen wurden, um den Strom an pri­
vatem und öffentlichem Kapital für wirtschaftliche Entwicklung zu erhö­
hen, sind nicht ausreichend.« 7 

Hammarskjöld wies auf die bereits vorgelegten Vorschläge für 
die Einrichtung eines Sonderfonds der Vereinten Nationen für 
wirtschaftliche Entwicklung (SUNFED), u m langfristige Darle­
hen zu niedrigen Zinssä tzen zu gewähren , und einer Internatio­
nalen Finanzkorporation (IFC) hin, die private Kapitalmit tel zu 
kommerziellen Bedingungen mobilisieren sollte. W ä h r e n d der 
Vorschlag zur G r ü n d u n g des Sonderfonds auf Ini t iat iven des 
ECOSOC und der Generalversammlung zurückging, der über 
freiwillige Beitragsleistungen finanziert und m i t Entscheidungs­
gremien ausgestattet werden sollte, die von den Stimmenge-
wichtungen nach dem Modell der Weltbank absahen, kam der 
IFC-Gründungsvorschlag direkt aus der Weltbank, mi t der die 
IFC administrativ verbunden sein sollte. Hammarsk jö ld er­
kannte die Hinhaltetaktiken sowohl auf Seiten der westlichen 
als auch der öst l ichen Industriestaaten, die entweder nicht zah­
lungswillig oder -fähig waren, und spielte die organisatorisch-in­
stitutionellen Fragen herunter, um seinerseits den Mangel ent­
sprechender nationaler P o l i t i k m a ß n a h m e n und eines konstruk­
tiven Meinungsklimas i n allen beteiligten Staaten hervorzuhe­
ben. Dag Hammarsk jö ld ging dann auf die politischen und öko­
nomischen Faktoren ein, die dieses Problem b e r ü h r e n . Er hob 
hervor: 

»Das System der Vereinten Nationen bietet zugleich Sicherungen an und 
legt Verpflichtungen auf, um den Strom des öffentlichen und privaten Ka­
pitals für wirtschaftliche Entwicklung zu erhöhen. Vom Standpunkt der 
unterentwickelten Länder ist die Versorgung mit Kapital durch Institu­
tionen der Vereinten Nationen eine Garantie nicht-politischer Art an sich. 
Vom Standpunkt der kapitalexportierenden Länder bietet der Einsatz der 
UN-Institutionen als Vehikel sowohl für private als auch öffentliche Dar­
lehen für den Investor eine Sicherheit, die von dem moralischen Gewicht 
der gesamten Gemeinschaft der Vereinten Nationen gedeckt ist 
Die Absorptionskapazität der unterentwickelten Länder für vernünftige 
und produktive Investitionen in wirtschaftliche Entwicklungsprojekte ist 
bereits sehr groß und könnte durch eine Kombination von nationalen und 
internationalen Maßnahmen erheblich erhöht werden. Jährliche Investi­
tionen, die um ein Vielfaches größer sind als die gegenwärtigen, wären 
ökonomisch vernünftig und erforderlich, falls der notwendige Fortschritt 
erreicht werden soll. Wir sind von diesem Ziel noch weit entfernt. Aber der 
Einsatz ist hoch — hoch im Hinblick auf das künftige Wohlergehen einer 
jeden Nation und aller Völker.« 8 

Betonung der Rolle des ECOSOC 
I n der ersten Jul ihälf te 1954 nahm Hammarsk jö ld an der Som­
mertagung des ECOSOC in Genf teil. Wie bereits oben e rwähn t , 
hatte Hammarsk jö ld ein sehr persönl iches Interesse daran, die 
Qual i tä t und Effektivität der wirtschaftlichen und sozialen Pro­
gramme der Vereinten Nationen zu verbessern und den Einfluß 
des ECOSOC in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen zu 
s tä rken . Es ist daher nicht verwunderlich, daß er sich sehr für die 
Arbeit des ECOSOC engagierte; da er hervorragende Fähigkei­
ten und Erfahrungen auf wirtschaftspolitischem Gebiet aufwies, 
die bedeutender und größer waren als die der meisten anderen 
Vertreter i m ECOSOC, war es für die Mitglieder i m ECOSOC ein 
völlig neues Erlebnis, daß ein Gene ra l s ek re t ä r i n einem so akti­
ven Umfange an der Arbeit des Rates teilnahm. 
Zur Weltwirtschaftssituation führte Hammarsk jö ld am 7Jul i 
1954 unter anderem aus, daß in vielen Gebieten der Erde mi t 
niedrigem Lebensstandard die Produktion nicht so schnell an­
steigt wie in den ökonomisch s t ä rke r fortgeschrittenen Regio­
nen — mi t dem Ergebnis, daß die ökonomische Lücke zwischen 
den Lände rn und Regionen sich tendenziell ve rgrößer t und nicht 
verkleinert. Er wies auch auf das Problem hin, daß in vielen Re­
gionen mi t sehr schlechten Lebensbedingungen die Bevölke­
rung schneller als die Produktion wachse. Er stellte fest, daß 
diese Tatsachen sehr oft i n den Debatten des ECOSOC darge­
stellt worden waren; er bezweifelte jedoch, ob allen Beteiligten 
klar war, was geschehen würde , wenn diese Trends sich unge­
hindert fortsetzten: »Erfolg erfordert die Kombination von Maß­
nahmen verschiedenster A r t in einem viel g rößeren Umfang, als 
es bisher irgendwo ü b e r h a u p t gesehen wurde .« 9 

Er schloß seine Ausführungen, indem er darauf hinwies, daß die 
Welt sich auf einem d ü n n e n ökonomischen Eis bewege, daß die 
Situation sich nicht automatisch korrigieren werde, und daß die 
Probleme sich eher verschlechtern als verbessern werden. Er 
forderte eine s t ä rke re Aufklärung der Weltöffentlichkeit und 
eine größtmögliche Kooperation aller Regierungen und interna­
tionalen Organisationen, um mi t vernünf t igen langfristigen Lö­
sungen die grundlegenden ökonomischen Probleme unserer Zeit 
in Angriff zu nehmen und dabei eine realistische E inschä tzung 
des wahren Umfanges der Schwierigkeiten und der notwendi­
gen M a ß n a h m e n zu erhalten 1 0 . 

Besonders eindringlich mahnte Dag Hammarsk jö ld i n seiner 
Einführung zum 9Jahresbericht der Organisation vom 21Juli 
1954 alle Mitgliedstaaten: 

»Verschiedene UN-Berichte über die weltweite und regionale wirtschaft­
liche und soziale Entwicklung weisen seit Jahren auf zwei Trends hin, die, 
falls sie nicht unterbrochen werden, langfristig gesehen gefährlicher sein 
können als die Konflikte, die unsere Aufmerksamkeit heute völlig in An­
spruch nehmen. Einer dieser Trends ist die Tatsache, daß die Bevölke­
rung schneller als die Produktion wächst — insbesondere in den Gebieten 
mit den niedrigsten Lebensstandards. Der andere Trend ist die Art und 
Weise, in welcher die Lebensstandards in diesen Gebieten immer noch 
weit hinter denen der ökonomisch stärker entwickelten Regionen hinter­
herhinken. Es scheint klar zu sein, daß kein Angriff auf diese Trends er­
folgreich sein kann, ohne Maßnahmen in einem Größenausmaß zu kombi­
nieren, der weit über das hinausgeht, was bisher unternommen wur-
d e . « 1 1 

Hammarsk jö ld wies noch einmal auf die UN-Programme der 
Technischen Hilfe hin, die er als das bisher erfolgreichste Expe­
riment bezeichnete, um das Know-how zu kanalisieren und Er­
fahrungen den Staaten zugute kommen zu lassen, die bisher i n 
der allgemeinen technischen und administrativen Entwicklung 
zurückgebl ieben sind. Er betonte die langfristige Effektivität 
dieser M a ß n a h m e n und forderte erneut Bedingungen, die einen 
Kapitalfluß für die notwendige Finanzierung eines Fortschritts, 
der weitaus größer ist als gegenwärt ig , ermögl ichen. 
Noch dramatischer schilderte Hammarsk jö ld die Situation, als 
er am 30. Oktober 1954 vor der Columbia-Univers i tä t i n New 
York sprach: 

»Zwischen den Völkern gibt es eine immer größer werdende Wahrneh­
mung des Abgrundes, der die >Habenden< von den >Nicht-Habenden< teilt. 
Dieser Abgrund ist nicht das unveränderliche Ergebnis irgendwelcher 
Gesetze der Gesellschaft oder des Lebens.« 
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Er forderte eine 
»weise Reaktion auf die Dringlichkeit von sozialer Reform, ökonomischer 
Entwicklung und Selbstbestimmung in der Verwendung natürlicher Res­
sourcen, die bisher unter ausländischer Herrschaft waren«, 
die bei angemessener F ü h r u n g zu einer konstruktiven Kraft 
werden, bei einem blinden Widerstand jedoch zu einer explosi­
ven Kraft führen k ö n n e 1 2 . 
Diese kritische Analyse der allgemeinen weltwirtschaftlichen 
Problematik und ihrer politischen Gefahren wurde von Ham­
marskjöld immer wieder betont. Es handelte sich u m sein Leit­
motiv, das er jeweils um aktuelle Weltwirtschaftsprobleme er­
gänzte bzw. variierte. In seiner Einführung zum 10 Jahresbericht 
vom 8Jul i 1955 ging es um die notwendigen materiellen und so­
zialen I n f r a s t r u k t u r m a ß n a h m e n für Entwicklungs länder , d. h. 
um die Vorbedingungen wirtschaftlichen Wachstums, die erst 
den Aufbau eines modernen Industriesektors, die Einführung 
moderner Technologien und die Finanzierung einer ausgegliche­
nen wirtschaftlichen Entwicklung ermögl ichen könn ten . I m Be­
reich der technischen Hilfe betonte der G e n e r a l s e k r e t ä r erneut, 
daß das Programm trotz aller bisherigen Fortschritte nicht aus­
reicht, um die große Herausforderung zu erfüllen, für die es ge­
dacht war, daß die Programme der Vereinten Nationen für tech­
nische Hilfe ihre Versprechungen nur dann verwirklichen kön­
nen, wenn sie auf einer langfristigen Grundlage geplant und ver­
waltet werden und sich auf zugesicherte und steigende Finanz­
mit tel berufen können . 

Hinweis auf Rüstungsausgaben 
I m Juli 1954 bezeichnete Hammarsk jö ld vor dem ECOSOC in 
Genf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der wirtschaft­
lich unterentwickelten Regionen als 
»das entscheidende langfristige wirtschaftliche Problem, mit dem unsere 
Generation konfrontiert ist, und die größte wirtschaftliche Herausforde­
rung an die Staaten — sowohl individuell als auch kol lektiv.« 1 3 

I m Juli 1956 führte der Gene ra l s ek re t ä r vor dem ECOSOC aus, 
daß eine wirtschaftliche Stabi l i tä t i n den Industriestaaten kei­
nesfalls ausreiche, um den Entwick lungs ländern kalkulierbare 
Einkünfte aus ihren Rohstoffexporten zu sichern 1 4 . Hammar­
skjöld wies auf die Notwendigkeit einer Stabilisierung der Roh­
stoffpreise hin, u m zu starke Fluktuationen auf den Rohstoff­
m ä r k t e n auszuschalten, da die Entwick lungs länder i n erhebli­
chem Maße von den Expor ter lösen ihrer P r imä rp roduk t e abhin­
gen. In dem 11 Jahresbericht vom 4. Oktober 1956 stellte er fest, 
daß 
»eine Veränderung der durchschnittlichen Exportpreise um nur 5 Pro­
zent in etwa dem gesamten jährlichen Strom von privatem und öffentli­
chem Kapital und Regierungszuschüssen in die Entwicklungsländer ent­
spricht.« 
Zwar schlug Hammarsk jö ld noch keine neue internationale Ma­
schinerie zum Zwecke der Preisstabilisierung für Rohstoffe vor, 
aber er machte die Vordringlichkeit dieses Problems bereits 20 
Jahre vor den großen Debatten in der Vierten Welthandelskonfe­
renz (UNCTAD IV) sichtbar, die i m Mai 1976 in Nairobi statt­
fand. 
Auch in seiner Einführung zum 13 Jahresbericht vom 25. August 
1958 mahnte Hammarsk jö ld die Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen eindringlich: 
»Obwohl wir in einem Zeitalter bisher nicht erlebter Erfolge materiellen 
Wohlstands leben, ist dennoch der größte Teil der Menschheit zu einem 
Leben in extremer Armut verdammt. Die Aufgabe, die Lebensbedingun­
gen in den unterentwickelten Ländern zu verbessern, erfordert einen 
Sinn für Dringlichkeit, welchen — so glaube ich — die Nationen der Welt 
noch nicht genügend wahrgenommen haben. 
Die Möglichkeiten der Welt, den sozialen und wirtschaftlichen Wohlstand 
zu fördern, sind weit davon entfernt, völlig ausgeschöpft zu sein. E s ist be­
dauerlicherweise wahr, daß der Umfang der Ressourcen, der jedes Jahr 
für Militärzwecke verwendet wird, den gesamten Umfang der Ressourcen 
beträchtlich übersteigt, der für die wirtschaftliche Entwicklung in allen 
Entwicklungsländern Asiens, Afrikas und Lateinamerikas vorhanden 
i s t .« 1 6 

Für organisatorische Effizienz und Reformen 
Aber es ging Hammarsk jö ld nicht nur um eine angemessene in­
haltliche Darstellung der Dringlichkeit der zu lösenden weltwirt­
schaftlichen Probleme, um drohende weltpolitische Konflikte 

vorbeugend zu verhindern. Er wollte vielmehr auch organisatori­
sche M a ß n a h m e n ergreifen, um die Effizienz des UN-Systems 
auf dem Gebiete der multilateralen Entwicklungshilfe zu verbes­
sern. Bereits kurz nach Amtsantr i t t reorganisierte er die Arbei t 
des Sekretariats und forderte die Formulierung von konkreten 
Po l i t i kmaßnahmen sowie von wirtschaftlichen und sozialen 
Hilfsprogrammen für die Entwicklungs länder ; allgemeine For­
schungs tä t igke i ten sollten den nationalen Univers i tä ten über­
lassen bleiben. 
Obwohl er sich zunächs t positiv zum Verhä l tn i s von regionalen 
wes teuropä i schen Organisationen zum UN-System äußer te , 
fügte er bereits 1953 warnend hinzu, daß die Vereinten Nationen 
noch eine junge Organisation seien, so daß selbst bei Überein­
stimmung der regionalen Zielsetzungen mi t denen der Verein­
ten Nationen eine Schwächung der UNO und eine Reduktion ih­
res Einflusses und ihrer Effizienz erfolgen k ö n n e 1 7 . Hammar­
skjöld sollte mi t seinen Befürchtungen Recht behalten, als 1959/ 
1960 aus der OEEC die um die Vereinigten Staaten und Kanada 
erweiterte Organisation für wirtschaftliche Entwicklung und Zu­
sammenarbeit (OECD) hervorging, zu deren Hauptzielen auch 
die Koordinierung der westlichen Entwicklungshilfe gehört . Der 
Gene ra l s ek re t ä r zeigte sich ve rä rge r t darüber , daß die G r ü n d e r 
der OECD vorher mi t ihm ü b e r h a u p t keinen Kontakt aufgenom­
men hatten 1 8 . I n seinem 15Jahresbericht vom 31.August 1960 
wies er in diesem Zusammenhang auch auf die Gefahren hin, die 
mi t der Einrichtung von regionalen Arrangements verbunden 
sind, welche in die S p h ä r e von Blockkonflikten hineinrei­
chen 1 9 . 
Auch den Tendenzen zur Bürokra t i s i e rung der Arbeit des Wirt­
schafts- und Sozialrats wollte Hammarsk jö ld entgegenwirken. 
Er schlug daher erstmals auf der ECOSOC-Tagung i m Jul i 1959 
in Genf vor, daß der Rat sich in rege lmäßigen A b s t ä n d e n auf M i ­
nisterebene (Minister für Finanzen oder Wirtschaft) tr i ff t , um 
die wichtigsten weltwirtschaftspolitischen Probleme zu diskutie­
ren. Hammarsk jö ld erhoffte sich dadurch auch eine einflußrei­
chere Rolle der ECOSOC in der internationalen Wirtschaftsdis­
kussion. Zwar stimmte der ECOSOC Ende 1959 diesem Vor­
schlag zu, aber es kam nur zu einem ECOSOC-Treffen auf M i n i ­
sterebene, das i m Jul i 1960 in Genf stattfand. 
Ein weiterer Vorschlag, näml ich die Maschinerie des UNO-Sy­
stems für die internationale Zusammenarbeit auf wirtschaftli­
chem und sozialem Gebiet zu untersuchen, u m eine bessere Zu­
sammenarbeit zwischen einzelnen spezialisierten Organen und 
Institutionen des gesamten Verbands der Vereinten Nationen si­
cherzustellen, fiel dem erbitterten Widerstand einzelner, auf ihre 
Souverän i tä t erpichter Sonderorganisationen des UNO-Systems 
zum Opfer. 
I m Mai 1956 sprach Hammarsk jö ld an der McGil l -Univers i tä t 2 0 

erstmals übe r eine neue Form der Expertenhilfe durch interna­
tionale Organisationen (Operational and Executive Personnel, 
OPEX), wobei er vor allem an die erst u n a b h ä n g i g gewordenen 
oder werdenden Staaten Asiens und Afrikas dachte, die unter ei­
nem erheblichen Mangel an ausgebildeten Verwaltungsbeamten 
lit ten, die zur Durchführung ihrer Entwicklungsprogramme nö­
t ig waren. Er dachte dabei an eine Dienstleistung, bei der qualifi­
zierte internationale Beamte in nationalen Verwaltungen von 
Entwick lungs ländern auf Zeit dienen w ü r d e n — eine Tätigkeit , 
die über die Rolle des reinen technischen Ratgebers für spezifi­
sche Projekte hinausgehen sollte. Dieses Konzept war sehr 
kühn , antizipierte es doch damit das zehn Jahre spä te r von Gun-
nar Myrdal beschriebene Drama der »soft s ta tes«; es wurde je­
doch nicht nur von den westlichen Industriestaaten, sondern 
auch von einigen Entwick lungs ländern recht skeptisch aufge­
nommen. W ä h r e n d die Industriestaaten zusätzl iche Kosten für 
ein neues und noch nicht erprobtes internationales Programm 
ablehnten und ihren bilateralen Beziehungen Vorrang e in räum­
ten, waren die neuen Staaten sehr sensibel gegenüber diesem 
Programm, da sie befürchteten, daß es zu einer neuen Form des 
Neokolonialismus werden könnte . Hammarsk jö ld setzte sich 
dann doch durch, allerdings blieb das Programm recht beschei-
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den. Nach einer l ängeren Experimentalphase wurde OPEX 1960 
zu einem s tänd igen Teil des Programms für Technische Hilfe er­
klärt. 
In seiner Einführung zum 16Jahresbericht an die Generalver­
sammlung vom August 1961 betonte H a m m a r s k j ö l d die Notwen­
digkeit einer weltweiten Konferenz unter der Leitung der Ver­
einten Nationen zur Anwendung des technologischen Fort­
schritts auf die wirtschaftlichen und sozialen Probleme der Ent­
wicklungsländer 2 1 . Er sprach die Hoffnung aus, daß die General­
versammlung die dafür notwendigen Mi t te l bewilligen werde 
(die Generalversammlung sprach sich nach H a m m a r s k j ö l d s Tod 
dafür aus; die Konferenz wurde i m Februar 1963 i n Genf abge­
halten). 

Der Erfolg blieb aus 

Hammarskjöld machte vor nun fast drei Jahrzehnten bereits i n 
eindringlicher Weise immer wieder die Weltöffentl ichkeit auf 
das Nord-Süd-Gefälle aufmerksam und setzte sich für eine be­
trächtliche Steigerung der Entwicklungshilfe — insbesondere 
im multilateralen Rahmen des UNO-Systems — ein. 
Seine konzeptionellen Vorstellungen konnte er nicht i n die Tat 
umsetzen. Zwar wurden mi t der G r ü n d u n g der Internationalen 
Finanzkorporation (IFC) und der Internationalen Entwicklungs­
organisation (IDA) als >Töchter< der Weltbank 1956 bzw. 1959 zu­
sätzliche Institutionen der multilateralen Entwicklungsfinanzie­
rung geschaffen, aber die G r ü n d u n g des Sonderfonds der Ver­
einten Nationen 1958 als E rgänzung des UN-Programms für 
Technische Hilfe war der einzige >Kompromiß< der westlichen 
Industrieländer (um die G r ü n d u n g eines Sonderfonds der Ver­
einten Nationen für wirtschaftliche Entwicklung (SUNFED) wei­
terhin ablehnen zu k ö n n e n ) 2 2 . 
Rückblickend erscheint Dag Hammarsk jö ld somit als ein Politi­
ker, der die zu seiner Zeit fortschrittlichsten Konzeptionen einer 
weltweiten entwicklungsorientierten Zusammenarbeit mitent­
wickelte und auch gegen die Interessen der westlichen und so­
zialistischem Industriestaaten vertrat. Aus heutiger Sicht be­
trachtet, ist es einerseits e r n ü c h t e r n d festzustellen, wie die zeit­
genössischen Analysen, Appelle und Forderungen der engagier­

ten Entwicklungspolitiker den seinen ähne ln : Die als Belege ver­
wendeten Statistiken sind >neuer<, die Strukturprobleme sind 
die gleichen geblieben, und fast schon litaneienhaft wi rken die 
Warnungen und Aufrufe zum Umdenken und Handeln. Anderer­
seits kann man vielleicht hoffen, daß das, was heute manchmal 
als bloßes Ritual, als leere Worthülse der sattsam bekannten ent­
wicklungspolitischen Sonntagsreden anmutet, als Tei l eines 
langwierigen Prozesses schließlich doch i n Real i tä t umgesetzt 
wird . 
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